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$9 Nicht einfach die Weichen abbauen'' 7 
Kaum ein gutes Haar ließ der frühere 
NRW-Verkehrsminister Franz-Josef 
Kniola am Umgang der Bahn mit ihrem 
Streckennetz Als Vorsitzender der von 
der Landesregierung eingesetzten Kom- 
mission "Zukunft der Bahn in NRW" im 
Verkehrsausschuss stellte Kniola d/e Er- 
kenntnisse der Experten nach e/nl&hr/- 
gen Recherchen dar. 

Deutlich kritisierte Kniola die Investitions- 
entscheidungen der Deutsche Bahn AG 
(DBAG) Die Instandhaltung des Bahnnet- 
zes werde von der DB als Restgroße ange- 
sehen Auch sei die Berechnung der Wirt- 
schaftlichkeit von Strecken vollig falsch, 
wenn nur Streckenabschnitte und nicht der 
gesamt Ast betrachtet werde .,Wir haben 
den klaren Eindruck, dass Investitionen un- 

Beim DB-Nebenstrecken-Konzept .Regent" 
gebe es keine Mittelstands-Offensive, son- 
dern der DB gehe es nur um die Beteiligung 
von Betreibern. Das sei nicht richtig. Falsch 
sei auch die Politik hoher Trassenpreise. 
Nicht hinnehmbar sei es. wenn die schlech- 
testen Strecken am teuersten seien. Kniola 
bat die Landesregierung, mit der Bahn über 
regionale Netze und vereinfachten Betrieb 
zu verhandeln. Dazu müsse es auch Finan- 
zen vom Bund an die Länder und dürfe es 
auf keinen Fall Rückzahlungsforderungen 
geben. Wer die Lasten übernehme, dürfe 
nicht auch noch bestraft werden. 
Auch das marktorientierte Konzept" beim 
Personenverkehr missbilligt die Kom- 
mission. Kniola: Es sei nicht in Ordnung, 
wenn der Ersatz für eingestellte Interregio- 
durch Regionalexpress-Verkehr vom Land 
finanziert werde. Beim Ausstieg aus einer 

terlassen und Strecken herunterkommen Bundesleistung (Interregio) musse es einen 
aelassen werden bis Bundesmittel zur Ver- Finanztransfer vom Bund oeben Auf keinen 
iugung gestellt werden mussten und die Fall durfe die ~itte-De;tschland-Verbin- 
Kosten nicht dem Unternehmen anfielen dunq einqestellt werden Die Bahn solle alle 

Strecken des Personenver- 
kehrs ausschreiben, um an- 
dere Anbieter zu gewinnen, 
fordert die Kommission Bei 
allen Ausschreibungen solle 
auch Qualitat verlangt wer- 
den 
Beim Gutewerkehr seien 80 
Prozent der Gleisanschlüsse 
nicht zu halten. Aber die Bahn 
könne nicht einfach Weichen 
abbauen. ohne mit den Trans- 
porteuren zu reden. Die Ver- 
träge mit den Firmen müss- 
ten eingehalten und Ersatzlö- 
sungen geprüft werden. Für 
die Trassenpolitik der DBAG 
müsse eine Aufsichtsbehörde 
her. Kniola nahm die Bahn 
aber auch in Schutz: Alle Pro- 
bleme bei der Privatisierung 
seien politisch verursacht. 
Der NRW-Kommission hätten 
alle DB-Türen offen gestan- 
den. Der Verkehrsausschuss 
will den Vorsitzenden zu ei- 

I 
nem weiteren vertiefenden 
Gesprdch einladen 

Bei Re~senden beheb6 die es 
nicht so eilig haben, belder Bahn 
nicht wohl gelilleo: Die Inlerrw~o- 
~erbindungen quer durch 
Deutschland. Foto: D6 AG/Mann 
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Wort und Widerwort 

Ist 
Nordrhein-Westfalen 
für einen wirksamen 
Katastrophenschutz 

gerüstet? 
Ein ganz neues Katastrophen-Szenario 
mit einer völlig neuen Dirnendon haben 
die terrorictischen Anschläge vom Herbsl 
diesen Jahres aufgezeigt. Da st&R sich 
auch hkrzulande die Frage in welchem 
Ausmaß gegen die Folgen solcher Er- 
eignisse, die im Extremfall in der Lage 
sind, die internationale Sicherheit und 
den Welt ir i ien zu bedrohen, Vorkeh~n- 
gen zu treffen sind. Ubereinstirnmung bei 
den Fraktionen herrscht darüber, dass 
der derzeitige Katastrophenschutz Iän- 
derüberschreitend auf den PrUfstand ge- 
hört und ein tragfähiges Konzept erarbei- 
tet werden muss. (Seite 2) 



Wort und Widerwort 

die Aus- und Fortbildung der Rettungskrafte inve~fkl-hnd das !. 
Institut der Feueiwehr in Münster 11 neue:Stellpn für Ausbilder -1 

Von Theo Kruse (CDU) 
üie CDULandlaQIhaMlon h a  am 21. Seplember 2001 einen F-edl<ongnrss zur Zu- 
lainn der ~ o u e m h r  veranslaltel. Ubsr BM) T e i h i m u  heßnm über eidetanm Sah* 
ngkdten beridiiet lhen Auihng In anpemessener An w d  Weise zu wMllen Bekkigt 
wurde etn Mangd an angemessener und rnodernef Aus- 
slaming DI Defizke beslehen schon selt Jahren und müs- - 
sen bese~bgt werden. dmn dw Bekhmpiung von Unl(Vlen 
ndi aMrlichen Ctoiien und Gütrrn odu  Chahlenschvtz- I 
d&he gehömn zum Alm der Feuernehr Diene um- 
fangmchen technischen HlfeWstungen ertordem eine 
SpeziaiausrUshng und wziel le Technik. die auch den 
neuen He-mngen gerecht weidsn muss W das 
kostet GeM Die hierhii Im Landeshaushall ben>lIgeßiell*n 
Mlüel slnd v61Ug unzureichend. Dtesglil Insbesondere 49% 
heib, weil die Mmel. die von der Landesregle~ng im Haus- 
MI zur Abvahr von GrORSChadenSerB(gn1ss~n beitgesteln weiden. zu einem erheb 
ltohen Teil den Kommunen zur Fnanzlenmg Ihrer Fsuerwh wieder genommen war- 
den 
Aber nicht nur finanzielle Zuwendungen 8ind nativend* Die ständige Konfmnz iür I erhält Neben umfassenden ~enntnisseri -60$iicher Szenarien icacesmohonvofsorgs und Kahslmphenschuli hat bamui hmgwlswn. 6.0s wlr ein 

bioloaischer und chemischer Anschliae darf aber auch nicht die 1 anneimchea Konreoi bem KaIasimohenschwz baiOllaan Di- unhd(Sche Kon- 

I 
technische Ausstattung für den koidrhan-~es<$ien SO bsnot~)enkr eine ~-ppo unter 

skh unter Einbeziehung aller am Reminps- 
gen für die Kreise und Städte in Nordr mit den Herawfordaungen und mögüchen Bedmhungspenarien 
Spezialausrüstungen zum ABC-Sch itagnippe kbnm entscheidend dazu b.üragen.SchwachsteIlen ~rn 

und MaRnshrnen voranzWeIb8n. dle drln- 
Rechnung. Allerdings mach gend nöüg ~ lnb  um den hfofmsb- h K a w o -  
sche Anschläge nicM vor Landesgrenze3 pheniäüen m besaileunigen odsc um die zeHllchen Ab- 
halt Deshalb muss die LeistungsiähLgke gtande zu venlngam, in der umlangreiche Übungen 
des Hilfebistungssystem(! in der &nde durchgeWvt rrnf Gmüelnsatze erprobt werden Denn 
repubiik einer kritischd*'ijberprüfu auch W der Renung gilt. Nur Ubung macht den ~ a h r .  
unterzogen werden. Insbesondere Ma Uber 100 ow ~ r e ~ w i ~ ~ i g e  In der Feuernehr und die un- 
nahmen zur Warnung und Selbstsch zähllg vielen wm ~ ~ ( I I ~  Helfer In den W- 
der Bevblkerung mlissen noch intensivi mlen Hllfwrganisationen slnd bereit, im KslanroOhen- 
werden. Auf der Qrundlage einer Risiko: Westfalen fall zu reiten Es muss da iw sebivarst8ndlld mln. 
anglyse ist der Katastrophenschutz unt* diosee Engagement zu unfarsMaen. Nur dann ist 

NordrheIn-Wast(alen fOr einen wirksamen KMastro- für einen phenschutz gerüstsl 

Von Dr. lngo Wolf (FDP) 

seit jeher finanzieren die städte, Gemein- Katastrophen- 
den und Kreise ihre kommunalen Aufgaben 
nach dem Gesetz über den Feuerschutz 

Y-i 
und die Hilfeleistung 
(FSHG) aus dem vom 
Lande .durchgereich- 
ten" Aufkommen aus 
der Feuerschutzsteu- 
er. Diese Einnahmen 
sind stark rückläufig 

i infolge der Liberalisierung sowie Deregulie- ' 

rung der Versicherungsmärkte und der da- 
durch hervorgerufenen Prämien- und Steu- :- W ermindening. Erschwerend kommt hinzu. !i, 

dass das Land „, der Feuerschutzsteuer auch seine originären :: , 

Aufgaben im Bereich des Katastrophenschutzes aus den Einnah- 
men der Feuerschutzsteuer finanziert - und darüber hinaus auch !' 
die richtigerweise als Landesaufgabe zu verstehende Unterhal- I,:, 
tung der Landesfeuerwehrschule. 
Bereits vor den Terroranschlägen am 11. September in den USA 7 
drohte eine chronische Unterfinanzierung des Feuer- und Kata- 
strophenschutzes. Erst recht gilt dies im Hinblick auf die verän- 
derte Bedrohungslage durch den internationalen Terrorismus. Der '.$ 
Finanzierungsansatz für die Feuerwehren und den Katastrophen- 
xhutz muss deshalb erhöht werden, um eine bessere Gefahren- ~ , 

vorsorge zu gewährleisten (zum Beispiel Alarmierungssysteme für 
die Zivilbevölkerung. Vorhaltung von Notfallmedikamenten. Ver- 
besserung der Ausbildung und Information zum Selbstschutz). 
Wegen der häufigen Überschneidung der kommunalen Feuer- 
schutzaufgaben mit den Landesaufgaben im Bereich des Kata- 
strophenschutzes ist ein eigenes finanzielles Engagement des 
Landes zwingend notwendig. Nicht zuletzt mit Blick auf die seit 
Jahren praktizierte Vernachltissigung der kommunalen Finanz- - 

ausstattung durch die Landesregierung muss die Minelzuweisung L 

an die Kommunen um 40 Millionen Mark .echte Landesmittel" er- 
gänzt werden. damit auf Dauer für den Feuer- und Kalastrophen- 
schutz ein Betrag von rund 120 Millionen Mark gesichert ist. 

Landtag intern 17/200L 



Petitionsausschuss 

Jeden Tag dreizehn Hilferufe 
Die stellvertretende Vorsitzende des Petitionsausschusses, Brigitte Herrmann (GRÜNE, 
Foto r.), wldmete lhren Halbjahresbericht unter anderem den Problemen beirn Pflege- 
wohngeld, Parkerleichterungen bei Darmkrankheiten und dem Ausländerrecht. I 

Brigitte Herrrnann (GRÜNE): Die Welt der 
Petitionen sei spannend, oft traurig, aber 
auch hoffnungsfroh. Schon dem romischen 
Philosophen Marc Aurel habe das Volk sei- 
ne Sorgen geschrieben. Er habe sich um al- 
le Bittschriften selbst gekümmert. Heute ge- 
be es das in der Landesverfassung veran- 
kerte Petitionsrecht, eine hervorragende 
Verwaltung und einen kollegial arbeitenden 
Petitionsausschuss, der nicht nach Partei- 
politik, sondern nach dem Wohl der Peten- 
ten vorgehe. 

„Seit Beginn der Wahlperiode erreichten 
den Petitionsausschuss 6784 Eingaben", 
fuhr sie fort. ,.Das sind fast jeden Tag drei- 
zehn Anträge und Hilferufe, hinter denen je- 
weils ein menschliches Schicksal steht." 
Davon seien 1184 Fälle nach Artikel 41 a der 
Landesverfassung bearbeitet worden: Ab- 
geordnete versuchten mit Mitarbeiterinnen 
des Referats vor Ort. direkt mit Behörden 
und Betroffenen die Probleme zu lösen. 

fen sich, auch in Gerichtsprozessen, auf das 
Landespflegegesetz. Die Bedürftigen ver- 
stünden nicht, dass,ihnen nach dem 31. De- 
zember wegen Anderung der Behör- 
denzuständigkeit kein Pflegewohngeld mehr 
zustehe. Der Petitionsausschuss halte eine 
Gesetzesänderung für notwendig. 

Vom Selbsthilfeverband der an Morbus 
Crohn Erkrankten habe der Ausschuss er- 
fahren, dass es sich für die chronisch Darm- 
erkrankten mit Durchfällen bis zu zwanzig- 
mal täglich in NRW, dem Land mit den meis- 
ten Menschen mit dieser Krankheit, eine 
Sonderregelung für Parkerleichterungen 
nicht gebe. Nach einer Anhörung im Land- 
tag sei die gewünschte Lösung geschaffen 
worden. 

Rund 25 Prozent der Eingaben beträfen das 
Ausländerrecht. führte Abgeordnete Herr- 
mann weiter aus und beschrieb einige Fälle. 

Der Vater habe eine Arbeitsstelle. sein Chef 

Pilegewohngeld 

.Und man sieht die im Lichte, die im Dunkeln 
sient man nicht". zitierte sie Bert Brecht und 
kam auf pflegebedürftige mit Anspruch auf 
Pflegewohngeld zu sprechen. Der Landtag 
habe bei der Berechnung eigenes Vermö- 
gen außen vor lassen wollen. Einige Städte 
verträten eine andere Auffassung und berie- 

wolle ihn gern behalten. „Die Kinder sind in 
Deutschland geboren und aufgewachsen. 
gute Schülerinnen und Schüler, beliebt und 
auch im Sportverein aktiv." Die ganze Fami- 
lie sei bestens integriert, aber nicht aufent- 
haltsberechtigt und solle ausreisen. 

„Herr I. ist Wissenschaftler an einer Hoch- 
schule. Als Datenbankexperte hat er eine 
zentrale Aufgabe am Europäischen Kernfor- 
schungsinstitut in Genf. Formal ist er lediglich 
Student, zu lange für das Ausländerrecht. Ihm 

Hohe Nachzahlung 
Eine Mutter wandte sich für Ihren 
schwerbehinderten Sohn an den Peti- 
tionsausschuss da die Landesversiche- 
rungsanstalt (LVA) es ihrer Meinung 
nach versdumt hat, ihn rechtzeitig Ober 
seinen Rentenanspruch aufzuklären. 

Ihrem Sohn ist ab September 2000 eine 
Emerbsunfahiakeitsrente bewilliat wor- 

droht daher dieAufenthaltsbeendigung." Den 
Studienabschluss, den er für eine Green 
Card brauche, erhalte er erst im April 2002. 

Allein erziehende Mütter aus dem Kosovo 
hätten vieles gemeinsam in ihren Lei- 
densgeschichten: Gewalttätigkeiten des Ex- 
Ehemanns, Morddrohungen bei einer Rück- 
kehr in den Kosovo, Suizidversuche der äl- 
teren Kinder aus Angst vor Abschiebung, 
kranke oder behinderte Kinder. .Auch diese 

den. In dem B&che~d wurde darauf hin- 
gewiesen, dass die Anspruchsvorausset- 
iungen beretts seit dem 31. Jull 1991 
vorlagen. Damals hatte ihr Sohn einen 
Antraa auf eine medizinische Maßnahme 
zur khabilltation gectelll, der von der 
LVA auch bewilligt wurde. Ihr Sohn ver- 
zichtete aber, da eine Begleitung für ihn 
während des gesamten Aufenthaltes 
nicht bewilligt wurde. 
Wie sich bei der vom Petitionsausschuss 
veranlassten Uberprüfung herausstellte, 
hat die LVA damals übersehen, dass 
sämtliche Voraussetzungen für die Ge- 
währung einer Rente wegen Erwerbsun- 
fähigkeit vorlagen. Der Rehabilitations- 
antrag von 1991 galt gleichzeitig als 
Rentenantrag, über den bis heute nicht 
entschieden wurde. Die LVA hat daher 
die Rente rückwirkend ab August 1991 
neu festgestellt und damit dem Anliegen 
der Petentin entsprochen. Ihr Sohn hat 
eine Nachzahlung incl. Zinsen von fast 
150000 Mark erhalteh Ohne das Peti- 
tionsveriahren wäre dieses Ergebnis 
nicht zustande gekommen. 

kinoer sprecnen aeurscn, sina gut integriert 
und haben neiderweckend gute Zeugnisse. 
Sie werden bald in der absoluten Perspek- 
tivlosigkeit enden, und zwar allein deswe- 
gen, weil sich ihre Mütter um sie gekümmert 
und daher nicht gearbeitet haben." 

Mit dem Zuwanderungsgesetz würden die 
problematischen Fälle nicht gelöst. Eine 
Härtefallregelung, die eine humanitäre Blei- 
berechtsperspektive biete, werde von 

Ausreise-Härtefälle 

Flüchtlingshelfern, besonders von den Kir- 
chen, gefordert. 

Brigitte Herrmann verteidigte abschließend 
die verstärkte Offentlichkeitsarbeit des Peti- 
tionsausschusses: „Das Nichtwissen sehen 
viele als Gerechtigkeitslücke an." Ein neuer 
Film des Besucherdienstes spiegele die 
Ausschussarbeit gut und richtig wider. Eine 
Telefonsprechstunde zusammen mit der 
„Rheinischen Post" habe ein großes Bedürf- 
nis gezeigt, über Probleme beirn Umgang 
mit Behörden zu sprechen. Dank der neuen 
Räumlichkeiten in der Villa Horion in Düs- 
seldorf solle ein ,,Haus des Bürgers" mit 
festen Sprechtagen entstehen. Die 
Abgeordnete danMe der Petitionsverwal- 
tung und bat um die weitere Unterstützung 
aller politischen Kräfte des Landtags. 

Der Pellli 
non, hier unter Leitung dei~orsitzenden ~arbära ~ischermann (CDU, Mitte I). 

n der Villa Ho- 
Fotos: Schälte 
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Abgeordnete: ,, Von faulen Säcken keine Spur" 

>er Landtag 
at Ende No- 
{ember die 

An- 
luge der 
W-hsMlon 
mnd dle Ant- 
vort der Lan- 
lesregierung 
Z>rs 13/1395) 
rn Plenum 
)ehanden 

gesichts schlechterer Unterrichtsbedingun- 
gen, größerer Klassen. weniger erteilter Un- 
terrichtsstunden. viel fachfremd erteiltem 
Unterricht und Unterrichtsausfall, .dann ist 
das gerade kein Beleg für die Leistungs- 
fähigkeit dieses Bildungswesens, sondern 
viel eher ein Indikator dafür, dass es in 
Nordrhein-Westfalen Abschlussdumping 
und Notenlifting gibt". Es sei Zeit zum Han- 
deln, zumal die in der Studie vor zehn Jah- 
ren festgestellten Probleme weiter und in 
verstärktem Maße vorhanden seien. 

I 
Jie Anfrage 
atand unter 
dem Motto 
.Kienbaurn 
und die Fol- 

gen - Sandortbestirnmung und Zu- 
kunttsfähigkeit des nordrhein-wesnäll- 
schen üildungssystems zehn Jahre nach 
Deutschlands gröBter Schuluntersu- 
chung". Als erster Redner verwies der 
FDPAbgeordnete Ralf Wltzel (siehe Bild 
oben) auf eine lmegekampagne der 
Landesregiening zu Beginn des Schuljah- 
res ("Menschen mit Klasse - Lehrer in 
NRWJ und korriulerte den Slooan: Es war8 
.sehr he/ ehrliclief gewesen,henn es ge- 
beiBen hdtte .Menschen mit gro8er Klasse 
- Lehrer in NRW? 

Manfred Degen (SPD) wandte ein: Man 
dürfe aus den vorgelegten Daten nicht nur 
die auswählen, die in die .,eigene Denke" 
hineinpassten oder den Daten mit „selekti- 
ver Wahrnehmung' begegnen. Seine Hoii- 
nung, dass die umfangreiche Antwort der 
Landesregierung bei Einbeziehung aller ob- 
jektiven Daten für die Liberalen eine Hilfe in 
der weiteren bildungspolitischen Debatte 
im Sinne einer Versachlichung darstellen 
könnte, habe ihn getrogen - das zeige der 
Entschließungsantrag (Drs. 1311832). den 
die FDP vorgelegt habe. Außerhaib des ho- 
hen Hauses, betonte Degen ("Innerhalb des 
Parlaments würde ich das nie sagen"), wür- 
de man dies mit dem Bild umschreiben: Per- 
len vor die Säue. Der Sprecher verteidigte 
das intearierte Schulsvstem wie die Ge- 
samtschüle und kam z; der Zensur für die 
FDP: Sechs. 

Rali Witzel (FDP) erkannte in der Bildungs- 
politik und in den Versäumnissen dort die Marie-Theres Ley (CDU) urteilte, wenn man 
.Achillesferse der rot-grünen Landesregie- die Antworten auf die Große Anfrage durch- 
rung in Düsseldoff". Witzel: „Diese Landes- lese, .dann stellt man fest, dass wenig Inno- 
regierung trägt die politische Verantwortung vatives und viel Lyrik die Probleme unserer 

Sylvia Löhrmann, GRÜNEN-Fraktionsvor- 
sitzende, zog ein anderes Fazit aus der 
Antwort der Landesregierung als die 
Opposition: .Die nordrhein-westfälischen 
Schulen erzielen mit zugegebenermaßen 
teils schwierigen Rahmenbedingungen 
und hohen Anforderungen an die Lehrerin- 
nen und Lehrer überdurchschnittliche Er- 
gebnisse." Darum bestehe zu Schwarzma- 
lerei auf seilen der Opposition kein Anlass. 
Anlass habe die rot-grüne Koalition, .uns 
für die engagierte Arbeit der Lehrerinnen 
und Lehrer zu bedanken. Wir wissen ihre 
schwierige Arbeit sehr zu schätzen. Von 
faulen Säcken keine Spur!" Die Kienbaum- 
Studie wertete die Sprecherin nicht als den 
entscheidenden bildungspolitischen An- 
stoß der letzten Jahre. Das sei vielmehr die 
Denkschrift der Bildungskommission, die 
zeige, wie das Bildungssystem zukunfts- 
fähig zu machen ist. 

Schulminlsterln Gabriele Behler (SPD) 
vermisste bei der Opposition Ernsthaftig 
keit: Sie führe in den verschiedenen Land- 
tagen die bildungspolitischen Debatte so, 
dass sie austauschbar seien. Sie, Behler, 
bedauere das und wünschte sich eine an- 
dere Qualität und andere Zielrichtung. Die- 
se bildungspolitische Debatte werde im 
Lande anders geführt als im Parlament. be- 
tonte sie und warf der FDP vor, wenn man 
den Vorspann zu ihrer Großen Anfrage le- 
se, dann werde einem klar, dass die Anfra- 
ge "eigentlich gar nicht hätte gestellt zu 
werden brauchen, weil die FDP schon vor- 
her wusste, was bei der Beantwortung her- 
auskommt". Warum also diese Mühe bei 
der fragenden Fraktion und bei der antwor- 
tenden Administration? Die Ministerin war 
der Meinung, dass sich die Bilanz zehn 

Jahre nach Kienbaum sehen 
lassen könne: "Wir haben die 
Sicherung der Unterrichts- 
Versorgung und die We.terent- 
wickluna der Qualität des nord- 
rhein-wGstfälischen Bildungs- 
Wesens konsequent vorange- 
trieben." Auf zahlreichen Fel- 
dern nehme das Land eine ab- 
solut führende Position ein. 

Hans Frey (SPD) machte dar- 
auf aufmerksam, die FDP habe 
nicht verstanden, um was es 
Kienbaum gegangen sei: Nicht 
um Bildungspolitik im inhaltli- 
chen Sinne. "sondern um eine 
Efiektivierung des ökonomi- 
schen Systems". 

Herbert Reul (CDU) bezeich- 
nete die .Entschuldigungsan- 
griffe" der Ministerin als mehr 
51s peinlich. Er vermisse die 
Antworten auf Fragen nach der - Lehrerrekrutierung im Lande 

e b u d ~ e ~ ~ n s s n s  - dlt, Redncxinnen  und^ K- d & m d w n g  (KI) :  M ~ -  Hier werde seit 15 Jahren ein 
h d b W h ~ ~ ~ ( o R U N E h  ~ e r i e - m e t e s b y ( ~ ~ ~ ) u n d B W ~ a & W n ~  GIL~~~~~$B~>,BI(sPO). falscher Weg gefahren und kein 

T htmsd,& Signal gegeben, „dass der 
Lehrerberuf interessant ist". 

für die Mängelvewaltung und für die Ver- 
säumnisse im Bildungswesen und in allen 
Schulen in Nordrhein-Westfalen." Weiter: 
.So geht es nicht: Erst den Karren vor die 
Wand fahren und sich dann aus dem Staub 
machen. Wir als FDP-Landtagsfraktion wer- 
den auch zukünftig Wert darauf legen und 
darauf achten, dass hier niemand Unfall- 
flucht begeht." Der Redner ließ das Argu- 
ment nicht gelten, NRW vergebe die meis- 
ten hochwertigen Bildungsabschlüsse: An- 

Schulen. überdecken sollen. Auf wichtige 
Fragen gibt es überhaupt keine Antworten, 
und es fehlen Konzepte für die Zukunft". Der 
Finanzminister spare auf Kosten der Zu- 
kunfl unserer Kinder. Die Antworten zeigten 
die ganze Misere des nordrhein-westfäli- 
schen Schulwesens; wenn nicht bald etwas 
geändert wird, „dann werden uns die nächs- 
ten Studien auch kein besseres Zeugnis 
ausstellen". Im Ubrigen begrüße die CDU 
den FDP-Entschließungsantrag. 

lngrid Pieper-von Heiden (FDP) nannte als 
Grund für die Notwendigkeit der Beschäfli- 
gung mit Kienbaum: .Statt zielstrebig mit 
Verstand und Augenmaß mehr Qualität in 
das Bildungswesen zu bringen, Lehrpläne 
zu modernisieren und Abläufe zu optimie- 
ren sowie veränderte Prioritäten bei den 
Lerninhalten zu setzen. ist die Bildungspoli- 
tik der Landeregierung in den letzten zehn 
Jahren vor allem durch ziellosen Aktionis- 
mus aufgefallen." 
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Informatik 

Große Anfrage der CDU zum Mangel an IT-Fachkräften 
Dr. Hans-Joachim Franke (CDU) hielt die 
Reaktion für sehr oberflächlich. Statt den 
Ernst der Lage zu würdigen, beklage die 
Landesregierung ihre Abhängigkeit von der 
Weltwirtschaft. Seit 200 Jahren habe die In- 
dustrie das Leben der Menschen verändert. 
Ein neuer gewaltiger Umbruch sei im Gange 
durch digitale Datenverarbeitung, Miniaturi- 
sierung der Steuerungseinheiten und 
neuartige Verbundstoffe mit ungeahnten 
Möglichkeiten, aber auch arbeitslosen Be- 
schäftigten der alten lndustriegesellschaft. 
Die unvermeidlichen Umstellungen dauer- 
ten viel zu langsam. Positiv erwähnenswert 
sei das Bildungszentrum für informations- 
verarbeitende Berufe (b.i.b.) in Paderborn. 
Aber jede Anpassung gerate zu einem Hin- 
dernislauf wegen der unflexiblen Ministeri- 
albürokratie. 

Marc Jan Eumann (SPD) meinte, die Ant- 
wort auf die 33 Fragen der CDU laute klar 
Nein. NRW nutze im Gegenteil die Chancen, 
gerade bei der Medien- und Kommunikati- 
onswirtschaft. Die Liste der Erfolge sei lang. 
Auch zukünftig sei Qualifizierung von zen- 
traler Bedeutung. Die Branche sei von ho- 
her Dynamik. Medienkonvergenz sei wich- 
tig, auch im Hinblick auf die Globalisierung. 

Auch künftig hoher Bedarf an Informationstechnikern 

Der Landtag debattierte am 27. November über die Antwort der Landesregierung auf die 
Große Anfrage der CDU mit dem Titel ./T-Fachkräfte: Ungebrochene Nachfrage in der 
Wirtschaft und eklatanter Mangel an Hochschulen und Schulen - Verpasst die Landes- 
regierung eine einmalige Chance für den Standort NRW?" (Drs. 13/1394). 

pelt so hoch wie die derzeitigen Absolven- 
tenzahlen. An den NRW-Hochschulen seien 
die Informatik-Professuren um ein Drittel er- 
höht worden. Das Land stelle zusätzlich 
zum Bund-Länder-Programm jährlich 6,25 
Millionen Mark bereit. Immer mehr Studie- 
rende entschieden sich für Bio-, Geo- und 
Ingenieurinformatik. Auch werbe NRW um 
ausländische Spitzenforscher. Bei allen Ba- 
chelor-Studiengängen werde Basiswissen 
der lnformationstechnologie und der neuen 
Medien vermittelt. Für mehr junge Frauen 
würden Mittel aufgewendet. Bis zum Jah- 
resende stünden an NRW-Schulen 140 000 
internetfähige PCs zur Verfügung. Der 
Schüler-Anteil in naturwissenschaftlichen 
Leistungskursen liege bei 45 Prozent. Ver- 
lässlichkeit könne nur die Wirtschaft bieten. 
In NRW seien die Kapazitäten richtig einge- 
schätzt worden. Auch in Zukunft werde es 

fügung. Die Universität Köln werde nicht un- 
terstützt bei ihrem Angebot, die Lehreraus- 
bildung für Informatik zu übernehmen. Ab- 
gesagt worden sei vom Kultusministerium, 
EDV-Kenntnis aus dreizehn Jahren Berufs- 
erfahrung im Schulalltag zu nützen. 

Dr. Hans Kraft (SPD) warf der Opposition 
ein Zerrbild der Wirklichkeit vor. Die Ministe- 
rien seien ständig überall zu erreichen. Die 
Administration arbeite auf hohem Niveau. 
Die Zahlen von Professor Wilke hälfen nicht 
weiter. In NRW sei der Bedarf mittelfristig 
gedeckt. 

Tutorenprogramm 

Joachim Schultz-Tornau (FDP) schlug 
~i die Adresse der Unternehmer richtete beim notwendigen 1T-Grundlagenwissen für breit angelegte Tutorenprogramme vor, um 
Eumann die Mahnuna. nicht heute Fachleu- die Gesellschaft bleiben. den 50 Prozent Studienabbrechern in Infor- 
te zü entlassen undsie morgen händerin- 
gend zu suchen. Kündigungen seien fatal 
für alle. In NRW seien 140 000 Arbeitsplätze 
verfügbar, Zehntausende Lehrer seien qua- 
lifiziert. 

Technikfeindlichkeit 

Dr. Friedrich Wilke (FDP) stellte wie die 
CDU die Frage, warum NRW im IT-Sektor so 
schlecht abschneide. anders als Süd- 

Mehr Informatik 

Dr. Renate Dütimann-Braun (CDU) hielt 
das IT-Problem in NRW für offensichtlich. 
Großer Nachholbedarf bestehe im Schulun- 
terricht. Beim Informatikkurs in der Oberstu- 
fe stehe NRW bundesweit an,vorletzter Stel- 
le. Die Regierung habe den Uberblick verlo- 
ren. Von 21 000 Lehrern im Berufskolleg 
stünden 1.4 Prozent für Informatik zur Ver- 

matikfächern zu helfen. Nicht hinnehmbar 
seien .faule Ausreden" der Landesregie- 
rung, warum sich Spitzenkrafte lieber im Sü- 
den ansiedelten. Den GRUNEN warf er vor, 
Naturwissenschaften wie Chemie und Phy- 
sik schlechtzumachen und junge Leute da- 
von abzuhalten. 

Manfred Kuhmichel (CDU) schloss sich 
der Forderung des SPD-Politikers Münte- 
fering an, weniger auf Zuwanderung, son- 
dern mehr auf Ausbildung der Menschen in 
NRW zu setzen. 

deutschland, und waium es nachhaltigen 
Fachkräftemangel gebe. Zwar hätten die 
Unternehmen früher selbst zum gewaltigen 
Einbruch bei Ingenieuren beigetragen. Heu- 
te stellten sie weniger ein aus Angst vor 
dem nächsten Abschwung. Verantwortlich 
sei aber die rotgrüne Koalition und ihr Bil- 
dungswesen mit unflexibler Weiterbildung 
und Technikieindlichkeit. Mit dem Abbau 
von 2000 Stellen im Qualitätspakt hätten 
die Hochschulen ihr Umwidrnungspotenzial 
verloren. Sieben zusätzliche Informatik- 
professoren pro Jahr seien Flickschusterei. 

Dr. Ruth Seldl (GRÜNE): Ein Mangel an IT- 
Fachleuten in Deutschland sei unbestritten. 
Aber geforderte 500 neue Professuren ent- 
sprächen nicht dem Bedarf der zwei Drittel 
der Unternehmen, die Absolventen von 
technischen Ausbildungsberufen bevorzug- 
ten. Auch Quereinsteiger genügten einem 
Drittel der Angebote. Das IT-Center Dort- 
mund sei ein richtiger Schritt, ein auf die 
neuen Berufe zugeschnittenes Ausbil- 
dungsprofil zu entwickeln. Der Arbeitsmarkt 
benötige laut Expertenrat anwendungsori- 
entierte IT-Kenntnisse. Die Ausstattung der 
Schulen sei Sache der Kommunen, und es 
liege an den Lehrern, sich am Computer fit 
ZU machen. Syrische Mitbürger in NR W 

Adseiner Europreise hat der Informetionsminister der Arabischen Republik Syrien, Adnan Omran (2 V./.), 
Gabriele Beh'er (SPD), für Schu- Station im Landteg gemacht und dabei mit Lendtagspräsident Ulrich Schmidt und dem GR&VEN-Abge- 
le, Wissenschaft und begrüßte ordneten Jamal Karsii (1.) ein Gespräch über die Situation der syrischen Mitbürgerinnen Und Mitbürgerin 
die Gelegenheit darzulegen, was die Lan- NRWgefWrt. in seiner Begleitung: der syrische BotschafterMohamed WalidHezbor (V. r.) vordem beglei- 
desregierung alles auf den Weg gebracht tenden Doimetscher. Foto: Schälte 
habe, und räumte ein, der Bedarf sei dop- 
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